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Der öffentliche Dienst als Arbeitgeber
Alois Mayr

Innerhalb des deutschen Beschäfti-
gungssystems stellt der öffentliche
Dienst eine wichtige Säule dar. Ihm
werden im engeren Sinne alle Berufstä-
tigen zugeordnet, die in vertikal ver-
schiedenen Verwaltungsebenen und in
horizontal unterschiedlichen Sektoren
beim Bund, bei den Ländern, den Krei-
sen, den Gemeinden und Gemeindever-
bänden (u.a. Kommunal- und Regional-
verbände) tätig sind. Im weiteren Sinne
werden aber auch jene Bediensteten
dazu gezählt, die bei Körperschaften und
Anstalten des öffentlichen Rechtes ar-
beiten, z.B. bei Kirchen, Sozialversiche-

rungen, Wohlfahrtsverbänden und ge-
meinnützigen Organisationen. Generell
nehmen sie alle bestimmte Aufgaben
für das Gemeinwesen wahr.

Das Spektrum der öffentlichen
Dienstleistungen ist außerordentlich
groß. Neben Einrichtungen der Verwal-
tung schließt es auch solche des Schul-
und Ausbildungswesens, des Hochschul-
bereichs, des Gesundheitswesens, der
sozialen Fürsorge, des Kultur- und
Sportbereichs und andere ein. Teile die-
ser von der öffentlichen Hand unterhal-
tenen Dienste können aber durchaus
auch in privater Trägerschaft angeboten

werden, wie z.B. Schulen, Krankenhäu-
ser und Kulturangebote. Sie arbeiten
dann nicht selten effizienter und kos-
tengünstiger. Verschiedene staatliche
Dienste sind privatisiert worden und er-
reichen seither eine höhere Wirtschaft-
lichkeit, wie die Entwicklung bei Post
und Bahn gezeigt hat.

Beamte, Angestellte, Arbeiter
Die Berufung in das Beamtenverhältnis
erfolgt zur Wahrnehmung hoheitsrecht-
licher Aufgaben, z.B. als Richter, Poli-
zist und Finanzbeamter, oder solcher
Funktionen, die eine besondere Staats-
treue und Verantwortung erfordern, z.B.
als Lehrer und Professor. Fälschlicher-
weise wird oft unterstellt, dass Beschäf-
tigte im öffentlichen Dienst ausschließ-
lich Beamte sind. Doch neben diesen
gibt es Angestellte und Arbeiter als
weitere Statusgruppen �. Die trennen-
den Merkmale zwischen diesen beiden
Gruppen und insbesondere zwischen
Angestellten und Beamten verlieren zu-
nehmend an Bedeutung.

Entsprechend der Personalstandssta-
tistik des Bundes, der Länder und der
Gemeinden gab es im Jahre 2000 in
Deutschland insgesamt rd. 4,2 Mio. Be-
schäftigte im öffentlichen Dienst, annä-
hernd gleich viele Männer (50,4%) wie
Frauen (49,6%) – in den neuen Län-
dern lag der Frauenanteil mit 58,2% an-
gesichts der höheren weiblichen Er-
werbsquote wesentlich höher. Die
weitaus meisten der 3,1 Mio. Vollzeitbe-
schäftigten waren jedoch Männer. Die
Frauen dominierten bei den 1,1 Mio.
Teilzeitbeschäftigten, darunter ca.
130.000 Teilzeitbeschäftigte mit weni-
ger als der halben Wochenarbeitszeit.
Zwischen den alten und neuen Ländern
differiert die Zusammensetzung der Teil-
gruppen beträchtlich �.

Bei den Vollzeitbeschäftigten ragten
auf Bundesebene die Beamten – zwei
Drittel davon waren Männer – mit
1,4 Mio. Personen heraus, gefolgt von
den 1,2 Mio. Angestellten und den ca.
420.000 Arbeitern. In den neuen Län-
dern dominierten hingegen die Ange-
stellten �. Dieser Sachverhalt erklärt
sich aus der in allen ostdeutschen Län-
dern – wie auch in Bremen – praktizier-
ten Tendenz, weniger Beamte einzustel-
len �.

Räumliche Verteilung
Die Standortverteilung der öffentlichen
Dienstleistungen insgesamt wie auch
der Beschäftigten im öffentlichen
Dienst orientiert sich an dem Ziel, ent-
sprechend der Bevölkerungsverteilung
ein dichtes Netz zur Versorgung der
Nutzer in zumutbarer Entfernung zu un-
terhalten. Dabei entstehen überwiegend
fest vorgegebene Zuständigkeitsberei-
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che. Das regionale Versorgungsniveau,
berechnet aus dem Verhältnis der Be-
schäftigten im öffentlichen Dienst zu
den Einwohnern eines Kreises, zeigt ein
sehr differenziertes Bild �. Entfielen
im Jahre 2000 auf 100 Einwohner
durchschnittlich fünf Beschäftigte im
öffentlichen Dienst, so wurden die ge-
ringsten Werte insbesondere in Teilen
Bayerns, in Rheinland-Pfalz, West-Nie-
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dersachsen, im Hamburger Umland, in
Mecklenburg-Vorpommern sowie in
Teilen Thüringens und Sachsens er-
reicht, das Minimum von 1,3 lag im
Landkreis Bamberg. Sehr hohe Werte
hingegen zeigten sich in mittelgroßen
kreisfreien Städten, die häufig zugleich
auch Landeshauptstädte oder anderwei-
tige Verwaltungszentren, Hochschul-
städte und /oder bedeutende Militär-
standorte sind, z.B. Bonn, Münster,
Wilhelmshaven, Kiel, Potsdam, Magde-
burg, Bayreuth und Würzburg. Das Ma-
ximum mit einem Wert von 23,3 er-
reichte die kreisfreie Stadt Koblenz. Bei
Landkreisen mit hohen Versorgungsgra-
den machen sich Behördenstandorte des
Bundes und der Länder – z.B. das Kraft-
fahrt-Bundesamt in Flensburg – und
Garnisonen bemerkbar. Größtenteils
liegt die Anzahl der Beschäftigten im
öffentlichen Dienst in den neuen Län-
dern trotz Stellenabbaus immer noch
höher als in den alten Ländern.

Entwicklungstendenzen
Angesichts leerer öffentlicher Kassen
sind seit 1990 1,1 Mio. Stellen im öf-
fentlichen Dienst abgebaut worden. Al-
lein zwischen 1998 und 2000 hat im
Bundesgebiet die Zahl der Beschäftigten
um rd. 235.000 abgenommen. Gleich-
zeitig sind die Vollzeitstellen verringert
worden und ist die Teilzeitbeschäftigung
auf 23,1% gestiegen �. Weitere Stel-
lenstreichungen sind angekündigt oder
zu erwarten.

Von verschiedenen Seiten wird eine
Reform des öffentlichen Dienstes gefor-
dert, die außer mit Aufgabenverlagerun-
gen auch mit beträchtlichen sozialen
Einschnitten insbesondere bei den Be-
amten verbunden werden soll. Die Vor-

schläge reichen von einer Beschrän-
kung des Beamtentums auf explizit ho-
heitliche Aufgaben über Möglichkeiten
einer differenzierteren, leistungsgerech-
ten Bezahlung sowie Pensionskürzungen
bis zur vollständigen Abschaffung des
Beamtenstatus. Diese Diskussionen
vollziehen sich vor dem Hintergrund ei-
nes insgesamt stetig wachsenden

Dienstleistungssektors, der unbestritten
als bedeutendster Wachstumsmotor der
Wirtschaft angesehen wird.

Zur Vertretung ihrer Interessen haben
sich die Mitarbeiter des öffentlichen
Dienstes in verschiedenen Organisatio-
nen zusammengeschlossen. Dazu zählen
vor allem die Vereinte Dienstleistungs-
gewerkschaft (ver.di) im Deutschen Ge-

werkschaftsbund mit ca. 3 Mio. Mitglie-
dern und der Deutsche Beamtenbund
(dbb) mit 1,2 Mio. Mitgliedern.�
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